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A. Bericht des Abgeordneten Kutschera: 

Der Ausschuß für Arbeit hat in seiner 14. Sit- 
zung vom 2. Dezember 1954 den Entwurf eines 
Gesetzes betreffend das Übereinkommen Nr. 81 
der Internationalen Arbeitsorganisation vom 
11. Juli 1947 über die Arbeitsaufsicht in Gewerbe 
und Handel — Drucksache 939 — beraten. 

Der Entwurf verpflichtet die ratifizierenden Mit- 
gliedstaaten der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion, dem Übereinkommen entsprechende Rechts- 
vorschriften zu erlassen; das Übereinkommen 
selbst enthält keine unmittelbar wirkenden Rechts- 
normen. Vielmehr muß jedes Mitglied der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation eine Aufsicht für 
die gewerblichen Betriebe und für die Handels- 
betriebe errichten bzw. unterhalten. 

In Deutschland besteht nach dem Preußischen 
Gesetz vom 16. Mai 1853 für die gewerblichen Be- 
triebe bereits eine Arbeitsaufsicht. Die heutige 
Gewerbeaufsicht entspricht grundsätzlich den von 
dem Übereinkommen Nr. 81 gestellten Anforde- 
rungen hinsichtlich der Arbeitsaufsicht. Es sei in 
diesem Zusammenhang auf § 139 b der Gewerbe- 
ordnung für das Deutsche Reich, auf § 27 der 


Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 (RGBl. I 
S. 437), auf § 2 des Gesetzes über gesundheits- 
schädliche oder feuergefährliche Arbeitsstoffe vom 
25. März 1939 (RGBl. I S. 581) verwiesen. 

Für die Handelsbetriebe sind die Arbeitszeit und 
der Jugendschutz in derselben Weise geregelt wie 
für die gewerblichen Betriebe. Auch hier wird 
die Aufsicht über die Durchführung von den Ge- 
werbeaufsichtsbehörden wahrgenommen. Es ist 
vorgesehen, daß auch die Aufsicht über den Ge- 
sundheitsschutz und den technischen Arbeitsschutz 
in den Handelsbetrieben den Gewerbeaufsichtsbe- 
hörden übertragen wird. Entsprechende gesetzliche 
Vorschriften werden zur Zeit von der Bundesregie- 
rung vorbereitet. 

Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, daß 
das Übereinkommen ratifiziert werden könne. 


Bonn, den 16. Dezember 1954 

Kutschera 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 939 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 16. Dezember 1954 

Ausschuß für Arbeit 

Sabel Kutschera 

Vorsitzender Berichterstatter 
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